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Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
Ich habe die Ehre, Sie namens des Trinationalen Atomschutzverbands 
(TRAS-ATPN) mit einer Klage gegen Frankreich wegen Verstoßes 
gegen europäische Gesetzgebung im Zusammenhang mit dem Betrieb 
des Kernkraftwerks FESSENHEIM zu befassen. 
 
Das Kernkraftwerk wurde in den 1970er Jahren in einem außerordentlich 
aktiven Erdbebengebiet und 7 Meter unterhalb des Rheinseitenkanals 
erbaut und kumuliert daher eine Reihe von Risiken; darüber hinaus 
werden in dem Kraftwerk zunehmend Funktionsstörungen festgestellt, 
die bei den Anrainergemeinden und -körperschaften aus dem 
benachbarten Ausland zu Recht Besorgnis erregen. Da der Bau der 
Anlage bereits weit zurückliegt, wurde ursprünglich weder 
Umweltverträglichkeits- noch Sicherheitsstudie durchgeführt; die der 
Entnahme und der Einleitung von Wasser zugrundeliegenden 
Genehmigungstexte stammen vom 2. Mai 1972. Sie sind daher mehr als 
knapp gefasst und berühren in keiner Weise die Frage chemischer 
Ableitungen. Seit mehreren Jahren werden Anpassungsgenehmigungen 
für flüssige und gasförmige chemische Ableitungen geprüft und dem CLI 
(lokalen Informationsausschuss) unterbreitet, die französische 
Aufsichtsbehörde ASN (Autorité de Sûreté Nucléaire) hat aber bislang 
keine Genehmigung erteilt. 
 
Die vorliegende Klage erfolgt aufgrund der Missachtung einer Reihe von 
Gemeinschaftsregelungen. 
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1. Missachtung der Richtlinie über die Qualität von Süßwasser 

 
Der erste Text ist die Richtlinie 2006/44/EG vom 6. September 2006 über die Qualität 
von Süßwasser, das schutz- oder verbesserungsbedürftig ist, um das Leben von Fischen 
zu erhalten. 
 
Diese Richtlinie legt Grenzwerte für die zulässige Temperaturerhöhung von 
Salmoniden- und Cyprinidengewässern fest. 
 
Die Richtlinie begrenzt die zusätzliche Temperaturerhöhung von Cyprinidengewässern 
auf 3° und die maximale Temperatur unterhalb der Einleitungsstelle auf maximal 28°. 
Für Salmonidengewässer gelten die Grenzwerte von 1,5° und 21,5°. 

 
Im Fall des Kernkraftwerks FESSENHEIM wurden Ableitungsgrenzwerte festgelegt 
(siehe Anlage 1), die je nach Jahreszeit eine zusätzliche Temperaturerhöhung von 4 bis 
7° und eine Temperatur unterhalb der Einleitungsstelle von bis zu 30° zulassen. Diese 
Grenzwerte wurden in einem sehr alten präfektoralen Erlass vom 26. Mai 1972 
festgelegt. 
 
Es ist offensichtlich, dass diese Werte mit der aktuellen Gemeinschaftsgesetzgebung 
absolut unvereinbar sind. 
 
Der Entscheidungsentwurf der Autorité de Sûreté Nucléaire (Anlage 2) sieht sicherlich 
vor, die Temperaturerhöhung gemäß der für Cyprinidengewässer geltenden Werte zu 
begrenzen, also 3° durchschnittliche tägliche Temperaturerhöhung nach Mischung und 
28° als Tages-Durchschnittstemperatur des Rheinseitenkanals, unterhalb der 
Einleitungsstelle berechnet, mit einer Ausnahmegenehmigung von bis zu 29° im Fall 
außergewöhnlicher klimatischer Bedingungen. 
 
Es handelt sich im Fall des Rheinseitenkanals aber um ein Salmoniden- und kein 
Cyprinidengewässer, wie es der Erlass vom 17. Oktober 1950 in Anwendung der für 
den Rhein geltenden internationalen Vereinbarungen anerkennt (konsolidierte Version 
Stand 27. März 2016, Anlage 3). 
 
Die zukünftige Regelung, die bislang noch immer nicht rechtskräftig existiert, und umso 
mehr die aktuelle Regelung sind mit den Gemeinschaftsvorschriften für die 
Wassertemperaturerhöhung in keiner Weise kompatibel. 
 
2. Missachtung der Regeln über chemische Ableitungen 
 
Zweitens ist darauf hinzuweisen, dass bislang keine Vorschriften über chemische 
Ableitungen in den Rhein existieren. 
 
Der präfektorale Erlass vom 26. Mai 1972 beschränkt sich auf sehr allgemein 
formulierte Bestimmungen und schließt bestimmte Substanzen aus, die der 
menschlichen Gesundheit und dem Erhalt der Fische schaden können, was in den 
1970er Jahren vielleicht akzeptabel gewesen sein mag, mit dem heute präzisen 
Gemeinschaftsrecht aber absolut nicht mehr vereinbar ist. 
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Die Richtlinie 2006/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. 
September 2006 über die Qualität von Süßwasser, das schutz- oder 
verbesserungsbedürftig ist, um das Leben von Fischen zu erhalten, bestimmt in Artikel 
3: 
 

„(1)   Die Mitgliedstaaten legen für die bezeichneten Gewässer Werte für die in 
Anhang I aufgeführten Parameter fest, soweit in Spalte G oder in Spalte I Werte 
angegeben sind. Sich richten sich nach den in diesen beiden Spalten enthaltenen 
Bemerkungen. 

(2)   Die Mitgliedstaaten legen keine Werte fest, die weniger streng als die in 
Spalte I des Anhangs I angegebenen Werte sind, und bemühen sich um die 
Einhaltung der in Spalte G angegebenen Werte, wobei sie dem Grundsatz des 
Artikels 8 Rechnung tragen.“ 
 

In Artikel 8:  
 

„Die Anwendung der aufgrund dieser Richtlinie getroffenen Maßnahmen darf 
keinesfalls eine unmittelbare oder mittelbare Zunahme der Verschmutzung des 
Süßwassers zur Folge haben.“ 

 
Artikel 9:  
 

„Es steht den Mitgliedstaaten jederzeit frei, für die bezeichneten Gewässer 
strengere Werte festzulegen, als in dieser Richtlinie vorgesehen sind. Ferner ist es 
ihnen freigestellt, Vorschriften für andere Parameter festzulegen, als in dieser 
Richtlinie vorgesehen sind.“ 

 
Und schließlich bestimmt Artikel 11:  
 

„Die Mitgliedstaaten können Abweichungen von dieser Richtlinie beschließen: 

 a) Bei bestimmten Parametern, die in Anhang I mit (0) gekennzeichnet 
sind, wenn außergewöhnliche meteorologische oder besondere 
geografische Verhältnisse vorliegen; 

 b) Wenn bezeichnete Gewässer eine natürliche Anreicherung mit 
bestimmten Stoffen über die in Anhang I festgelegten Grenzwerte 
hinaus erfahren.“ 

 
Aus diesem Text geht eindeutig hervor, dass die von der Richtlinie betroffenen 
Substanzen Gegenstand strengerer Regeln von Seiten der Mitgliedstaaten sein können 
und Ausnahmeregelungen im Zusammenhang mit meteorologischen Bedingungen 
zulässig sind, nicht aber, dass weniger strenge Regeln angewendet werden dürfen oder 
Ausnahmen mit anderer Begründung als der meteorologischer oder die 
Verfrachtungsmedien betreffenden Bedingungen möglich sind. 
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In den Anhängen wird auf eine Reihe von Elementen verwiesen, darunter BSB, 
Schwebstoffe, Gesamtphosphor, Nitrite, Ölkohlenwasserstoffe, nicht ionisiertes 
Ammonium, Restchlor und einige mehr. 
 
Nach derzeitiger Gesetzeslage existiert kein Erlass zur Festlegung von Grenzwerten für 
das Kernkraftwerk FESSENHEIM. 
 
Damit liegt eine völlige Unvereinbarkeit zwischen der aktuellen Rechtslage in 
FESSENHEIM und der Gemeinschaftsgesetzgebung vor. 
 
Der Entscheidungsentwurf der Autorité de Sûreté Nucléaire verbessert die Situation 
kaum. 
 
Mit Ausnahme der oben betrachteten Frage der Wassertemperatur entbindet der 
Entscheidungsentwurf das Kernkraftwerk FESSENHEIM von jeglicher Verpflichtung 
im Hinblick auf Abschnitt 3 des Entwurfs „Grenzwerte für flüssige Ableitungen“, der 
wie folgt darstellt: 
 
„Die chemischen Parameter aller flüssigen Ableitungen der Anlage halten die in den 
folgenden Tabellen dargestellten Grenzwerte ein, unbeschadet der Grenzwerte für 
radioaktive Ableitungen gemäß Artikel 4.1.2 Absatz I des oben genannten Erlasses vom 
7. Februar 2012, die Einhaltung dieser Vorgabe entbindet den Betreiber von der 
Einhaltung der Grenzwerte für Ölkohlenwasserstoffe, Schwebstoffe, chemischen 
Sauerstoffbedarf, Stickstoff, Gesamtmetalle, biologischen Sauerstoffbedarf BSB5 und 
Phosphor, die in Artikel 32 des Erlasses vom 2. Februar 1998 über die Entnahme und 
den Verbrauch von Wasser sowie Ableitungen aller Art der genehmigungspflichtigen 
ICPE [umweltgefährdende Anlagen] festgelegt sind.“  
 
Anders gesagt existieren in der von der Autorité de Sûreté Nucléaire entworfenen 
Entscheidung keinerlei Auflagen oder Grenzwerte im Zusammenhang mit Ableitungen. 
Ein klarer Verstoß gegen das Gemeinschaftsrecht. 
 
Die aktuellen Betriebsbedingungen des Kraftwerks FESSENHEIM missachten aber 
nicht allein das Wasserrecht. 
 
Wir möchten hinzufügen, dass der Wissenschaftliche Ausschuss der ANCLI in seiner 
Stellungnahme zu der Änderungserklärung zu Artikel 26 der Verordnung vom 2. 
November 2007 über Ableitungen in die Umwelt hervorhebt, dass der beantragte 
Jahresgrenzwert für Hydrazinableitungen mit 25 kg außerordentlich hoch ist, das 
Zehnfache der seit 2004 gemessenen Werte, dass für Morpholin und Ammonium ein 
sehr hoher Jahresgrenzwert beantragt wird und für Borsäure keine genauen Angaben 
gemacht werden (siehe Anlage 4). 
 
Die Missachtung der Gemeinschaftsvorschriften über die Wasserqualität ist damit 
offensichtlich. 
 
Doch auch die gesetzlichen Regelungen für nukleare Sicherheit sind betroffen. 
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3. Missachtung der Regeln für nukleare Sicherheit gemäß Richtlinie 2009/71 
 
 
Ohne auf Richtlinie 2014/87/Euratom des Rates vom 8. Juli 2014 zu verweisen, die die 
Staaten bis 15. August 2017 umzusetzen haben, ist mindestens die Richtlinie 
2009/71/Euratom des Rates einzuhalten. 
 
Artikel 6 dieser Richtlinie verlangt in Absatz 3: 
 

„Die Bewertungen nach Absatz 2 umfassen die Überprüfung, dass Maßnahmen 
zur Verhütung von Unfällen und zur Abmilderung von Unfallfolgen getroffen sind, 
einschließlich der Überprüfung der physischen Barrieren sowie der 
administrativen Schutzvorkehrungen des Genehmigungsinhabers, die versagen 
müssen, bevor Arbeitskräfte oder die Bevölkerung erheblich durch ionisierende 
Strahlungen geschädigt würden.“ 

 
In Absatz 4: 
 
„Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Genehmigungsinhaber nach dem 
geltenden nationalen Rahmen verpflichtet sind, Managementsysteme einzurichten 
und anzuwenden, die der nuklearen Sicherheit gebührenden Vorrang einräumen und 
die regelmäßig von der zuständigen Aufsichtsbehörde überprüft werden.“ 
 
Und schließlich bestimmt Absatz 5:  
 

„Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Genehmigungsinhaber nach dem 
geltenden nationalen Rahmen verpflichtet sind, dauerhaft angemessene finanzielle 
und personelle Mittel zur Erfüllung ihrer in den Absätzen 1 bis 4 festgelegten 
Pflichten in Bezug auf die nukleare Sicherheit einer kerntechnischen Anlage 
vorzusehen und bereitzuhalten.“ 

 
3.1 Im vorliegenden Fall wird die Regel, nach der der nuklearen Sicherheit 
Vorrang einzuräumen ist, eindeutig missachtet. 
 
 
Zunächst wurde der Bau des Kernkraftwerks FESSENHEIM nach heutigem 
Wissensstand eindeutig nicht dafür ausgelegt, Erdbeben oder Überflutungen 
standzuhalten, obwohl der Standort die beiden Risiken kumuliert aufweist, umso 
weniger noch ist er aber in der Lage, der Einwirkung beider Phänomene gleichzeitig 
standzuhalten, wie dies heute gemäß Post-Fukushima-Regelungen Pflicht ist. 
 
Der Bericht des Öko-Instituts im Auftrag des Landes Baden-Württemberg zeigt 
übrigens sehr deutlich die abweichende Einschätzung insbesondere des Erdbeben- und 
des Überflutungsrisikos in der deutschen und französischen Gesetzgebung. Mit Blick 
auf die Sicherheitspriorität der deutschen Gesetzgebung wird klar, welchen 
unangemessenen Risiken die französischen Normen das Kraftwerk Fessenheim 
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aussetzen, deren Anwendung darüber hinaus „angepasst“ wurde, um den 
„Besonderheiten“ dieses Kraftwerks Rechnung zu tragen. 
 
Es ist ganz und gar eindeutig, dass ein alterndes Kraftwerk wie FESSENHEIM, in dem 
Störung auf Störung folgt, nach dem deutschen Gesetzesrahmen keine 
Betriebsgenehmigung erhielte. 
 
Natürlich ermächtigt die Richtlinie jeden Mitgliedstaat, seine eigenen Regelungen zu 
erlassen. 
 
Jegliche Regelung hat sich aber einem höheren Grundsatz, nämlich dem Grundsatz des 
Vorrangs für die Sicherheit, unterzuordnen. 
 
Aufgrund der wesentlichen Sachmängel des Kernkraftwerks FESSENHEIM kann die 
Sicherheit in diesem speziellen Fall aber nicht an erster Stelle stehen. 
 
Insbesondere ist zu unterstreichen, dass das Kraftwerk über dem größten 
Grundwasserreservoir Europas erbaut wurde, das das gesamte Rheineinzugsgebiet 
versorgt. 
 
Eine Verschmutzung dieses Grundwassers aufgrund der Schwächen der trotz einer 
erfolgten Ertüchtigung schwachen Reaktorfundamentplatte hätte katastrophale Folgen, 
die noch zu den katastrophalen Konsequenzen eines nuklearen Unfalls in einem so stark 
besiedelten Gebiet hinzukämen. 
 
3.2 Die Frage angemessener finanzieller Mittel 
 
Absatz 5 verlangt außerdem, dass die Genehmigungsinhaber verpflichtet sind, 
angemessene finanzielle und personelle Mittel vorzusehen und bereitzuhalten. 
 
Die derzeitige finanzielle Situation von EDF lässt höchste Zweifel daran aufkommen, 
ob das Unternehmen in der Lage ist, die Anforderungen hinsichtlich der nuklearen 
Sicherheit zu erfüllen. 
 
Ein Beispiel: Die Aufsichtsbehörde Autorité de Sûreté Nucléaire hatte nachdrücklich 
verlangt, technische Notfallmittel einzurichten, die in der Lage sind die Restwärme des 
Reaktorkerns im Fall eines Ausfalls des Reaktorkühlsystems dauerhaft abzuführen. 
 
Die Veröffentlichungen der französischen Presse hinsichtlich des Zustands dieser für 
die Notkühlung unerlässlichen Notstromdiesel weisen für das Kraftwerk FESSENHEIM 
Statuseinschätzungen für das Jahr 2014 von „zu überwachen“ bis „schadhaft“ aus 
(Anlage 5). 
 
Dabei ist die Lage in FESSENHEIM tendenziell eher weniger schlecht als in anderen 
Kraftwerken, in denen der Zustand dieser Dieselaggregate von EDF sogar als 
inakzeptabel beurteilt wird. 
 
Dies zeigt, dass nicht einmal ausreichende Finanzmittel vorhanden sind, um so einfache 
Einrichtungen wie Notstromdiesel in Stand zu halten. 
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Auch in dieser Hinsicht wird also die Gemeinschaftsrichtlinie über nukleare Sicherheit 
nicht eingehalten. 
 
Aus all diesen Gründen habe ich die Ehre, Herr Präsident, Frankreich um die gebotenen 
Erklärungen zu ersuchen. 
 
Denn Fessenheim ist ein Kraftwerk, dessen Schließung eine Mehrheit der Europäer 
befürwortet, und das aufgrund seiner Lage nahe Straßburg eine ganz besondere 
symbolische und geografische Bedeutung hat. 

 
 
 
Mit ausgezeichneter Hochachtung 

 
 
     Corinne LEPAGE 

 
 
 
Anlagen: Wie im Schreiben erwähnt. 

 
 


